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KEYSTONE

Unter der Bezeichnung Projekt 26 – kurz P-26 – wurde innerhalb des Militärdepartements eine Kaderorganisation für den Widerstand aufgebaut: Arbeitsraum in der Ausbildungsanlage in Gstaad.

P-26–dieMärvonder
Geheimarmee
DieBerichteüberP-26erschütterten imJahr 1990dieSchweiz. ImdamaligenpolitischenKlimawurdeaus
derWiderstandsorganisation fürdenBesetzungsfall schnell «eineprivateGeheimarmee»–auchmithilfe
einerparlamentarischenUntersuchungskommission.DerBefundwar falsch, schreibtTitus J.Meier

D
ie Schlagzeilen an diesem
Novembermorgen im Jahr
1990 klangen unglaublich:
«400 private Kämpfer träu-
men vom kalten Krieg»,
schrieb etwa der «Bund».
Der «Tages-Anzeiger» titelte:

«Organisation P-26: Geheim, gesetzlos, ge-
fährlich». Und der Blick berichtete von der
«Geheimarmee, über die auch der Bundesrat
nichts wusste». Tags zuvor hatte die Par-
lamentarische Untersuchungskommission
(PUK) für das EMD, wie das Verteidigungs-
departement damals hiess, in Bern ihren
Schlussbericht zu P-26 präsentiert. Der Skan-
dal schien perfekt.
Fast 30 Jahre später zeigt sich ein anderes

Bild. Die erstmalige Auswertung relevanter
Akten im Bundesarchiv belegt, dass die zen-
tralen Kritikpunkte der PUK EMD nicht mehr
länger haltbar sind. Sowar das Projekt 26,wie
die P-26 eigentlich hiess, keine «ausserhalb
von Armee und Verwaltung stehende private
Organisation», die nach 1981 neu geschaffen
wurde. Projekt 26 gab es schon länger: Bereits
seit 1979 trug die Kaderorganisation für den
Widerstand im feindbesetzten Gebiet diesen
Namen. Und die Anfänge reichten – unter

anderem Namen – sogar Jahrzehnte zurück.
Die Vorbereitungen waren zudem stets Teil
der Gruppe für Generalstabsdienste – inner-
halb desMilitärdepartements.
DieWurzeln von P-26 in den fünfziger Jah-

ren sind ohne den Kalten Krieg kaum zu ver-
stehen. Der Zweite Weltkrieg war noch prä-
sent, die Furcht vor einermilitärischenBedro-
hung durch den kommunistischen Ostblock
nahm zu. Bei den damaligen Vorbereitungen
für den Fall, dass die Schweiz besetzt werden
sollte, ging es vor allem darum, im Feind-
gebiet Nachrichten zu beschaffen und sie an
die Landesregierung und die Armeeführung
zu übermitteln. Später wurde dieser Auftrag
schrittweise erweitert. Die legitimeRegierung
sollte, so lautete die Überlegung, bereits im
Frieden Vorbereitungen treffen, um im Krieg
in den besetzten Gebieten über ein Mindest-
mass an Einfluss zu verfügen.
1973 legte der Bundesrat dem Parlament

die Konzeption der Gesamtverteidigung vor,
worin er in der Ziffer 426 – die Zahl gab dem
späteren Projekt 26 den Namen – denWider-
stand im Besetzungsfall als eine der strategi-
schen Hauptaufgaben bezeichnete. Diese be-
stand aus politischem Widerstand, wie ihn
später das Projekt 26 vorbereitete, und dem

militärischenWiderstand durch Kleinkriegs-
verbände der Schweizer Armee.
Projekt 26 wäre im Besetzungsfall primär

ein Nachrichten- und Propagandavehikel ge-
wesen, umden Informationsfluss aus den be-
setzten Gebieten zur Landesregierung und
umgekehrt sicherzustellen. Gleichzeitig sollte
P-26 gegenüber der noch freien Welt hart-
näckigenWiderstandswillen demonstrieren.
Im Zentrum standen Propaganda und Sabo-
tage, welche die Moral der eigenen Bevölke-
rung stärken und jene der Besatzer schwä-
chen sollte. Die Mitglieder von P-26 lernten
das Sprengen von Sendemasten oder Statuen,
Flugblattaktionen oder zivilen Ungehorsam.
Das hatte Einfluss auf die Rekrutierung. Für

das Projekt 26wähltemanunauffälligeDurch-
schnittsbürger – Frauen wie Männer –, die
nach Abschluss der Ausbildung nicht mehr
militärdienstpflichtig sein durften. Dennman
ging davon aus, dass Wehrmänner entweder
im Verteidigungskampf gefallen oder inter-
niert worden wären. Zur Gewährleistung der
Sicherheit wurde die Bezeichnung Projekt 26
streng geheim gehalten, um nicht zu einem
Spionageziel zu werden. Die Folge davonwar
allerdings, dass 1990 kaum jemand in der
Schweiz diese Bezeichnung kannte.
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Der Chef von P-26, Efrem Cattelan (rechts), tritt am 7. Dezember 1990 zusammenmit Generalstabschef Heinz Häsler vor die Presse.
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Die administrative Zentrale von P-26 bei Burgdorf.
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Die unterirdische Ausbildungsanlagewird 1990 der Presse gezeigt.

Als das Projekt 26 zum Skandal wurde,
zählte es zirka 300 Personen aus der ganzen
Schweiz, die einen dreitägigen Einführungs-
kurs in einer Alpenfestung absolviert hatten
und sich in der Regel nicht kannten. Dazu
kamen Vertrauensleute – meistens innerhalb
der Verwaltung –, die von denVorbereitungen
wussten, sowie Frauen undMänner, die noch
imRekrutierungsprozess steckten.
Dass der Bund den Widerstand im Beset-

zungsfall vorbereitete, daswusste die Öffent-
lichkeit –wenn auch ohneDetails – spätestens
seit 1981. Nach der Festnahmedes Schweizers
Kurt Schilling in Österreich wegen Spionage
untersuchte eine Arbeitsgruppe der Ge-
schäftsprüfungskommission (GPK) unter dem
Vorsitz des späteren Bundesrates Jean-Pascal
Delamuraz den Spezialdienst von Oberst Al-
bert Bachmann. Zu diesem Spezialdienst ge-
hörte auch die damalige Widerstandsorgani-
sation. Die Kommission kam in ihrem öffent-
lichen Bericht zum Schluss, dass «Aufgabe
und Stellung der Widerstandsorganisation»
den Anforderungen entsprechen würden,
«die vom Standpunkt des Rechtsstaates und
der Demokratie zu stellen sind».
Es stellt sich darumunweigerlich die Frage:

Wie konnten die bekannten Tatsachen 1990,
also nur neun Jahre später, zum Skandal wer-
den, der bis heute nachwirkt?
In den Jahren 1989 und 1990 ereignete sich

auf derweltpolitischen Bühne Epochales, der
kommunistische Ostblock brach zusammen.
Der Kalte Krieg, der zuvor mehrere Genera-
tionen geprägt hatte, war plötzlich vorbei.
Gleichzeitig kam es auch in der Schweiz zu
politischen Erdbeben: Anfang 1989 trat Elisa-
beth Kopp, die erste Schweizer Bundesrätin,
unfreiwillig zurück. In der Folge enthüllte
eine PUK im Justizdepartement den soge-
nannten Fichenskandal, der für heftige Ent-
rüstung sorgte. Die Bundesanwaltschaft hatte
zum Zwecke des Staatsschutzes während
Jahrzehnten rund 900000 Fichen über Aus-
länder, Organisationen, Veranstaltungen, aber
auch über Bürgerinnen und Bürger angelegt.
Und imNovember 1989 gab es vomVolk über-
raschend viele Ja-Stimmen zur GSoA-Initia-
tive, welche die Armee abschaffenwollte.
Die Bürgerlichen befanden sich in der

Defensive. Die Umbruchstimmung in der

Schweiz motivierte die Linke, die Gunst der
Stunde zu nutzen und zu versuchen, die po-
litischen Verhältnisse in der Schweiz zu ver-
ändern. Dazu musste der Skandalisierungs-
modus aufrechterhaltenwerden. SP undGrü-
ne forderten deshalb schon früh eine zweite
PUK, umnach dem Justiz- auch die geheimen
Bereiche des Militärdepartements zu durch-
leuchten. Entsprechende Forderungenwaren
zunächst chancenlos. Dann kam der Februar
1990. Auf Fichen des Justizdepartements
wurden Einträge entdeckt, die aus demMili-
tärdepartement stammen mussten, und ein
Fernsehjournalist behauptete in der Sendung
«Rundschau», ihm sei vom militärischen
Nachrichtendienst Geld angeboten worden
für Informationenüber inländischeGruppen.
Nunwaren auch die bürgerlichen Parteien be-
reit, eine weitere PUK einzusetzen, um im
Militärdepartement die Untergruppe Nach-
richtendienst und Abwehr (UNA) zu untersu-
chen, aber nicht das Departement an sich.

Zeitungen schüren die Erwartung
Ein Zeitungsartikel änderte auch dies. Am
26. Februar 1990 berichtete die «Schweizer Il-
lustrierte» über eine «Geheimarmee aus EMD-
Spionen». 2000Männer und Frauen seien zu
«Scharfschützen, Bombenlegern, Saboteuren
und Funkern ausgebildet», um den Wider-
standskampf gegen eine fremde Besatzungs-
macht zu führen. Das Militärdepartement
sorgte zwar sofort für eine Klarstellung. Und
Departementschef Kaspar Villiger informierte
das Parlament schon damals offen darüber,
dass es, gestützt auf die gültige Sicherheits-
politik, eine «nicht einmal besonders grosse
Kaderorganisation» gebe, die denWiderstand
vorzubereiten habe und die «unabhängig von
der Armee aufgebautwurde». Er sei daran, zu
prüfen, ob die Vorbereitungen dem aktuellen
Bedrohungsbild und einer offenen Gesell-
schaft noch genügend entsprächen.
DieOffenheit half nicht. Der Vertrauensver-

lust war damals schon zu gross, und Villiger
konnte die Einsetzung einer PUK für das
Militärdepartement nicht verhindern. Ihren
Vorsitz übernahm der CVP-Ständerat Carlo
Schmid, das Vizepräsidium der Sozialist
WernerCarobbio.Die PUKstandvonAnfang an
unter Erwartungsdruck: Wie bereits die PUK

MitgliederderPUK
räumenheute
ein, sie hättendamals
nicht alsHistoriker
untersucht, sondern
als Politiker.

im Justizdepartement musste sie beweisen,
dass sich ihre Einsetzung gelohnt hatte. Dazu
brauchte es aufsehenerregende Ergebnisse.
Während die PUK noch untersuchte,

schwand das öffentliche Interesse an allfälli-
gen Fichen im EMD. Stattdessen rückten nun
dieWiderstandsvorbereitungen in den Fokus,
und zwar europaweit.WenigeWochen vor der
Publikation des PUK-Berichtswurde bekannt,
dass es in Italien eine geheime Organisation
namens «Gladio» gab, die im Falle der Beset-
zung des Landes denGuerillakampf hätte auf-
nehmen sollen. Kurz danach machten auch
andere Länder ihre Stay-Behind-Organisatio-
nen öffentlich, wie die Widerstandsgruppen
imAusland hiessen.
Am 23. November 1990 präsentierte die

PUK EMD, wie sie genannt wurde, ihren Be-
richt. Schon Tage zuvor hatten die Zeitungen
die Erwartungen an einen neuerlichen Skan-
dal geschürt und das öffentliche Interesse auf
die geheimen Widerstandsvorbereitungen
fokussiert. DasManagement der Erwartungen
blieb nicht folgenlos.
Die PUK informierte ausführlich über P-26.

Sie teiltemit, der Bundhabe ohne gesetzliche
Grundlage die verfassungskonforme Staats-
aufgabeWiderstand an eine «ausserhalb von
Bundesverwaltung und Armee stehende Or-
ganisation» übertragen und finanziert. Sie
stufte P-26 deshalb als «privateOrganisation»
ein, die «unter Ausschluss der parlamentari-
schenKontrolle» operierte. In «unterirdischen
Lagern» befänden sich Waffen und Spreng-
stoff «in der Verfügungsgewalt der Wider-
standsorganisation». Ihr Zerstörungspoten-
zial sei erheblich, und es bestehe die «Gefahr
einesMissbrauchs durch Selbstaktivierung».
Zwar unterstellte die PUKdenAngehörigen

von P-26 explizit «keine staatsgefährdenden
Absichten», doch schloss sie nicht aus, «dass

die Organisation auch bei einem in demokra-
tischen Formen zustande gekommenen
Machtwechsel eingesetzt werden könnte».
Der Bericht warf grosse Wellen und fand in
Politik undMedien eine grosse Zustimmung.
Die umgehende Auflösung von P-26 durch
den Bundesrat war ein sichtbares Zeichen für
ein neues sicherheitspolitisches Denken.

P-26 hatte keinenKampfauftrag
Diese Kritik der PUK EMD war massiv über-
zogen, wie neue Dokumente zeigen. Zwar
wurde P-26 als Kaderorganisation bezeichnet.
Die Organisation war jedoch nie selbständig.
Allemateriellen Vorbereitungenwurden vom
Stab der Gruppe für Generalstabsdienste ge-
troffen, weshalb das Projekt 26 eindeutig als
Teil der Verwaltung zu betrachten ist. Der
Kern des Führungsstabes, der für die täg-
lichen Arbeiten zuständig war, bestand aus
drei Beamten der Stabsabteilung sowie neun
vollzeitlich zur Stabsabteilung abkomman-
dierten Instruktionsoffizieren und -unteroffi-
zieren. Dazu kamen fallweise pensionierte
Beamte sowie Milizoffiziere, die im entspre-
chenden Armeestabsteil eingeteilt waren.
Der Chef dieses Führungsstabes war der

Basler Efrem Cattelan, der zwar im Auftrags-
verhältnis zur selbständigen Leitung des Pro-
jekts 26 verpflichtet worden war, dessen Be-
fugnisse aber so gering waren, dass selbst die
PUK seinen Vertrag «eher als Arbeitsvertrag
denn als Auftrag» wertete. Die Widerstands-
vorbereitungen unterstanden dem General-
stabschef, der wiederum dem Vorsteher des
Militärdepartements unterstellt war. Die Vor-
bereitungen können deshalb nicht länger als
«privat» bezeichnet werden, sondern sind
als staatlich anzusehen. Damit entfällt auch
der Kritikpunkt der fehlenden gesetzlichen
Grundlage. SämtlicheAusgabenwaren in den
entsprechenden Kreditrubriken des Bundes-
haushaltes enthalten, was 1991 auch die
Finanzdelegation in einemZusatzbericht fest-
stellte. Die einzelnen Beträge waren aber zu
gering, als dass sie im damaligen Budget des
Militärdepartements aufgefallenwären.
Als falsch erweist sich auch die Aussage,

das Projekt 26 habe überWaffen und Spreng-
stoff verfügt. Dieses Material lagerte in vier
bundeseigenen Anlagen, von denen die Mit-
glieder keineKenntnisse hatten undderen Zu-
tritt durch die Gruppe für Generalstabsdienste
kontrolliert wurde. Die Aufzählung der Waf-
fen prägte aber 1990wesentlich das Bild einer
bis an die Zähne bewaffnetenKampforganisa-
tion. Die Realität sah anders aus: P-26 hatte
keinenKampfauftrag. Vergleichtmandie Zahl
der Waffen pro P-26-Widerstandsregion mit
jener eines Infanteriezuges und berücksich-
tigtmandas Profil der P-26-Mitglieder, ihr Al-
ter und den Ausbildungsstand, so fällt auch
dieser Kritikpunkt weg. Die Feuerkraft der
P-26war äusserst bescheiden.
Überhaupt fällt auf, dass in den politischen

Würdigungen der PUK EMD manchmal die
Phantasie stärker gewichtetwurde als die Fak-
ten, was wohl dem damaligen Zeitgeist ge-
schuldetwar.Mitglieder der PUK räumenheu-
te ein, sie hätten damals nicht als Historiker
untersucht, sondern als Politiker, die vor
allem schonungslos aufräumenwollten.
Das Untersuchungsergebnis der PUKwäre

sachgerechter – dafür auchweniger spektaku-
lär – ausgefallen, hätte diese den Anfang des
Projekts 26 nicht rein formalistisch auf das
Jahr 1981 gelegt, sondern mehr auf die histo-
rische Kontinuität vonWiderstandsorganisa-
tionen in der Schweiz geachtet. Sachlichkeit
war aber in der fiebrigen politischen Stim-
mung um 1990 nicht gefragt. Das zeigen die
Akten fast 30 Jahre später klar.

Titus J. Meier, 37, arbeitet als freischaffender
Historiker und Lehrer. Er forscht seit Jahren
zumThemaWiderstandsorganisationen in der
Schweiz. Seine Dissertation «Widerstandsvor-
bereitungen für den Besetzungsfall – Die
Schweiz im Kalten Krieg» (NZZ Libro) kommt
am 18. Juli in den Buchhandel.

Fixpunktedes
Widerstands

1941
Aufbau eines gehei­
men Funknetzes
für die Nachrichten­
übermittlung aus
besetzten Gebieten.

1957
Schaffung einer
Widerstandsorgani­
sation durch den
Territorialdienst.

1967
Übergang der
Widerstandsvor­
bereitungen vom
Territorial­ zum
Nachrichtendienst.

1976

Albert Bachmann
(Bild) übernimmt
den Spezialdienst,
der die Widerstands­
organisation und den
ausserordentlichen
Nachrichtendienst
umfasst.

1979
Efrem Cattelan über­
nimmt den Spezial­
dienst, Umbenen­
nung in «Projekt 26».

1981
Untersuchung der
Vorbereitungen
durch die Geschäfts­
prüfungskommission
des Parlaments.
Sie bestätigt, die
Widerstandsorgani­
sation entspreche
den Anforderungen
von Rechtsstaat
und Demokratie.

1990

Eine parlamentarische
Untersuchungskom­
mission unter der Lei­
tung von CVP­Stände­
rat Carlo Schmid (Bild)
durchleuchtet das
Militärdepartement.
«Projekt 26» wird
aufgelöst.


